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BGB § 823 F

T)as Verbot, den Körper und die Gesundheit eines anderen 
zu verletzen, soll nicht davor schützen, daß hei einen 
Unfallverletzten eine bis dahin verborgene Krankheit 
(hier: Hirnarteriocklerose) entdeckt wird und der 
Verletzte deshalb früher in den Ruhestand versetzt wird, 
als es sonst geschehen wäre. Der Schaden, den der Ver­
letzte durch die frühere Pensionierung erleidet, liegt 
nicht in Schutzbereich des § 823 Abs. 1 BGB und ist 
daher nicht von den Schädiger zu ersetzen (Portbildung 
von BGHZ 2?, 137).

BGH, Urt. v. 7* Juni 1968 - VI ZR 1/67- OLG Oldenburg
LG Osnabrück
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Ber VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 23. April 1967 
unter Üitv/irkung der Bundesrichter Hanebeck, Pr. Bode, 
Br. Weber, Br. Rüßgens und Sonnabend

für Recht erkannt:

I. Auf die Revision des Beklagten wird das Ur­
teil des 1. Zivilsenats des Oberlandesge­
richts in Oldenburg vom 3. November 1966 
teilweise aufgehoben und wie folgt neu ge­
faßt:
Auf die Berufung des Klägers wird unter 
ihrer Zurückweisung im übrigen das Urteil 
der 4- Zivilkammer des Landgerichts Osna­
brück vom 16. Februar 1966 geändert:
1- Ber Beklagte wird verurteilt, an den 

Kläger 2 513*32 BM nebst 4 $ Zinsen 
seit dem 19» August 1964 zu zahlen.

2. Es wird festgestellt, daß der Beklag­
te verpflichtet ist, dem Kläger ab
1. Januar 1966 den Schaden zu ersetzen, 
der ihm dadurch entstanden ist und noch 
entstehen wird, daß er nicht zum Betriebs­
meister befördert wurde.

3. Bie v/eitorgehende Klage wird abgewiesen.
II« Im übrigen wird die Revision des Beklagten 

zurückgewiesen.
XII* Bie Kosten des Rechtsstreits werden zu 13/15

dem Kläger und zu 2/15 dem Beklagten auferlogt.
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Tatbestand:

Der Kläger fuhr am Abend des 11. April 1961 
nach Beendigung seines Dienstes als Schrankenwär­
ter der Bundesbahn in O f l B P  auf seinem Fahrrad 
mit Hilfsmotor nach Hause. Als er gegen 21.15 Uhr 
die als Vorfahrtotraße gekennzeichnete W e ^ H I M  
Straße (Bild 52 der Anlage zur StVO) in westlicher 
Richtung (stadtauswärts) entlangfuhr, kam der Be­
klagte auf seinem Kleinkraftrad aus der von rechts 
cinmünöonden I^I^H^pstraße. I*1 dieser Straße* ist 
vor der Einmündung in die Straße das rot­
umrandete Dreieckschild mit der Bedeutung “Vorfahrt 
achten“ (Bild 30 der Anlage zur StVO) aufgestelit.
Der Beklagte bog aus der La^|l^^s^ra^e nach link3 
in die Straße ein und stieß mit dem Fahr­
zeug des Klägers zusammen. Beide Fahrer stürzten.
Der Kläger schlug mit dem Hinterkopf auf die Straße 
und erlitt dabei eine Platzwunde. Außerdem trug er 
Prellungen an der Schulter, dem Rücken und an den 
Beinen davon. Der Klager wurde bis zum 21. April 1961 
im Krankenhaus behandelt und nahm am 2. Juni 1961 sei­
nen Dienst als Schrankenwärter wieder auf. Ab 27. Juni 
1961 war er erneut dienstunfähig, weil er an Schwin- 
delanfällen und Kopfschmerzen litt. Seine Dienstfähig- 
keit wurde auch bei einer Kur in in dor
Zeit vom 3* Januar bis 13. Februar 1962 nicht wieder 
hergestellt. Ab 1. Mai 1963 versetzte ihn die Deutsche 
Bundesbahn wegen dauernder Dienstunfähigkeit in den 
Ruhestand.

Der Kläger hat geltend gemacht:
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Der Beklagte hate das Vorfahrtrecht' des Kla­
gers verletzt. Er sei weitergefahren, obwohl ihm 
von zwei Mopedfahrern, die an der Einmündung gehal­
ten hätten, uhalt,f zugerufen worden sei. Für ihn, 
den Kläger, sei der Unfall unabwendbar im Sinne des 
§ 7 Abs. 2 StVG- gewesen. Er sei mit einer Geschwin­
digkeit von etwa 30 km/st vorschriftsmäßig rechts 
gefahren und in Höhe der Einmündung der 
straße auf der für ihn rechten Seite der 
Straße von dem Kleinkraftrad des Beklagten ange- 
fähren worden.

Durch das Aufschlagen auf das Straßenpflaster 
habe er eine mittelschv/ere Gehirnerschütterung und 
eine Hirnquetschung erlitten, die eine Schädigung 
der Hirnsubstanz zur Folge gehabt habe. Wegen die­
ser Gesundheitsschäden und der unfallbedingten 
Dienstunfähigkeit habe die Bundesbahn davon abge­
sehen, ihn, wie schon geplant gewesen sei, zum 
1. Dezember 1961 vom Botriebsoberaufseher zum Be­
triebspreis ter zu befördern. Der Beklagte müsse ihm 
daher die Gehaltsdifferenz ersetzen (vom 1. Dezember 
1961 bis 30« April 1963 insgesamt 247 DM)» Ferner 
beruhe auch die vorzeitige Pensionierung im Alter 
von 54 Jahren darauf, daß er wegen der Gehirner­
schütterung und der Gehirnquetschung, die er bei 
dem Unfall erlitten habe, nicht wieder dienstfähig 
geworden sei. Deshalb sei der Beklagte ab 1. Mai 1963 
verpflichtet, ihm auch den Unterschied zwischen sei­
nem Buhegehalt und dem Bruttogehalt eines Betriebs- 
meistere in Höhe von monatlich 313,15 DM zu ersetzen. 
Schließlich seien ihm Kosten in Höhe von insgesamt 
1 783»70 DM entstanden für die Beseitigung der Un­
fallschäden an seinem Fahrrad mit Hilfsmotor und an
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seiner Kleidung sowie für Krankenbesuche der An­
gehörigen und für Ausfälle in seiner Landwirtschaft, 
die er im Nebenerwerb betrieben habe.

Vom Haftpflichtversicherer des Beklagten sind 
zum Ersatz des Schadens 1 000 EM gezahlt worden» Um , 
diesen Betrag hat der Klager die von ihm errechne- 
ten Ersatzansprüche gekürzt.

Er hat mit der Klage von dem Beklagten 7 788,50 EM 
nebst Zinsen und ein angemessenes Schmerzensgeld ver­
langt. Ferner hat er beantragt, festzustellen, daß der 
Beklagte verpflichtet sei, ihm allen Schaden zü er­
setzen, den er auf Grund des Unfalls noch erleiden wer­
de.

Per Beklagte hat gebeten, die Klage abzuweison.

Er hat erwidert:

Er sei mit *era Kläger erst zusammengestoßen, als 
er schon in die Straße eingebogen sei und
dort schon 17 bis 18 m zurückgelegt habe« Der Kläger 
sei auf der für ihn linken Fahrbahnseite der WeflHIP 
Straße gefahren. Das ergebe sich aus den in der poli­
zeilichen Skizze vermerkten Spuren (Blutfleck sowie 
Kratz- und Bremsspur). jedenfalls könne der Kläger 
nicht naehweisen, daß der Unfall für ihn ein unab­
wendbares Ereignis gewesen sei.

Die Pensionierung des Klägers sei nicht auf den 
Unfall zurüekzuführen, sondern auf eine Hirngefäß- 
Sklerose, die schon vor dem Unfall bestanden habe.
Bei dem Unfall habe der Kläger nur eine leichte Ge-



6

hirnerschütterung und keine Hirnquetsehung erlit­
ten. Die Unfallfolgen seien bis zur Pensionierung 
abgeklungen. Ob der Kläger zum 1. Dezember 1961 
zum Betriebsmeister hätte befördert werden sollen, 
werde mit Nichtwissen bestritten.

Das Landgericht hat die Ersatzpflicht des Be­
klagten für 3/4 des Schadens bejaht, dem Kläger je­
doch nur 319? 10 DH nebst Zinsen zugesprochen und 
im übrigen die Klage abgewiesen.

Auf die Berufung des Klägers hat das Oberlan- 
desgericht das Urteil des Landgerichts wie felgt 
geändert;

” Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 
2 005,80 DM nebst 4 $ Zinsen seit 19. August 
1964 zu zahlen.
Wegen weiter beanspruchter 1 025 DM nebst 
Zinsen wird die Klage abgewiesen.
Der Anspruch des Klägers auf Zahlung ent­
gangener Dienstbezüge ist für die Zeit vom 
1. M&i 1963 bis zum 31. Dezember 1965 dem 
Grunde nach bei folgender Berechnung ge­
rechtfertigt ; Endgrundgehalt Besoldungs­
gruppe A 4 (Betriebsmeister) und Ortszu­
schlag IV Stufe II Klasse S nach der in der 
angegebenen Zeit geltenden Passung des Bun- 
desbesoldungsgesetzeo abzüglich der vom 
Dienstherrn abzuführenden Lohn- und Kir­
chensteuer, des dem Kläger ausgezahlten 
Ruhegehalts und der ihm von der Bundesbahn- 
Vorsorgungsanstalt gezahlten Invalidenrente,



von der die Beiträge abzusetzen sind, die 
der Kläger vom 1,5.1963 bis sum 31.12.1965 
als aktiver Beamter an die Versorgungsan­
stalt hätte zahlen müssen, zuzüglich der 
vom Kläger auf den verbleibenden Betrag ge­
gebenenfalls zu zahlenden Einkommens- und 
Kirchensteuer.
Es wird festgestellt, daß dei’ Beklagte ver­
pflichtet ist, dem Kläger den nach dem 1. Januar 
1966 entstandenen und noch entstehenden Schaden 
aus dem Unfall am 11. April 1961 in 
zu ersetzen.
Zur Entscheidung über die Höhe des Anspruchs 
auf entgangene Bienstbesüge und über die 
Kosten des Rechtsstreits einschließlich des 
BerufungsVerfahrens v/ird die Sache an das 
Landgericht O M H M  zurückverwiesen. n

Mit der Revision erstrebt der Beklagte die Wie­
derherstellung des landgerichtlichen Urteils. Der Klä­
ger beantragt, die Revision zurückzuv/eisen.

Entscheidungsgründe:

A__._ ZumGrund derHaftung

I. Bas Berufungsgericht hat die Schadener­
satzpflicht des Beklagten nach § 823 BGB und § 7 StVG 
bejaht, weil der Beklagte schuldhaft das Vorfahrt­
recht des Klägers verletzt habe. Es hält nicht für be­
wiesen, daß den Klager ein Mitverschulden an seinem 
Unfall trifft. Ob der Unfall für ihn ein unabwendba­
res Ereignis .war, hat das Berufungsgericht uncntschie-
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den gelassen. Es ist der Meinung, dem Kläger sei 
auch dann, wenn ihn die Mitverantwortung nach 
§ 7 StVG treffe, bei der Abwägung nach § 17 StVG 
Ersatz des vollen Schadens zusubilligen, weil der 
von seinem Fahrzeug (Fahrrad mit Hilfsmotor) aus­
gehenden Betriebßgefahr gegenüber den vom Beklag­
ten gesetzten Urifallursachen kein Gewicht beige- 
messen werden könne.

II. Biese Beurteilung ist rechtlich nicht zu 
beanstanden.

1 * £u billigen ist die Ansicht des Berufungs­
gerichts, daß der Beklagte fahrlässig gegen § 13 
Abs. 2 StVO verstoßen hat. Das Berufungsgericht 
hat zwar nicht genau feststellen können, an wel­
cher Stelle der Straße die Parteien mit
ihren Fahrzeugen zusammengcstoßen sind, sondern 
hat seiner Prüfung der Beliktsansprüche des Klä­
gers zugunsten des Beklagten als Ort des £usam- 
menstosses den Punkt zugrundegelegt, der nach 
der Angabe des Beklagten in die polizeiliche Un- 
fallskizze eingezeichnet worden ist. Aber auch 
wenn man von diesen eigenen Angaben des Beklag­
ten ausgeht, ist mit dem Berufungsgericht eine 
Vorfahrtverletzung des Beklagten zu bejahen, denn 
der Kläger hatte sich, wie das Berufungsgericht 
rechtsirrtumsfroi annimmt, in jedem Fall der Ein­
mündung der schon so weit genähert,
daß'der Beklagte die Fahrbahn des Klägers nicht
mehr kreuzen konnte, ohne ihn zu behindern. Der 
wSrtcpflichtigo aarf aie Vorfahrtstraße nur äann 
überqueren, wenn jede Möglichkeit eines Zusammen- 
stosses und jede Beeinträchtigung der vorfahrtbe-
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rechtigten Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist, 
diese also noch so weit entfernt sind, daß ihre 
Durchfahrt nicht gehindert ist und sie auch nicht 
wegen der drohenden Möglichkeit eines Zusammen- 
stosses zu plötzlichen Maßnahmen gezwungen werden 
(Urteil des BGH vom 4. Oktober 1966 - VI ZR 23/65 - 
VersR 1966, 1157).

Daß der Beklagte das Vorfahrtrecht des Klagers 
schuldhaft verletzt hat, kann nicht zweifelhaft sein. 
Hach den unangefochtenen Feststellungen des Beru­
fungsgerichts hielten zwei andere Mopedfahrer, die 
kurz vor dem’Beklagten die Einmündung erreicht hat­
ten, dort an, um die Vorbeifahrt des Klägers abzu­
warten. Obwohl sie dem Beklagten “Halt” zuriefen, 
fuhr dieser ohne anzuhalten in die Wersener Straße 
ein.

2. Nach der Ansicht des Berufungsgerichts ist 
nicht erwiesen, daß der Kläger die für ihn linke 
Seite der WefgfHV Straße benutzt hat. Diese tat- 
richterliche Würdigung ist rechtlich bedenkenfrei.
Sie wird auch von der Revision nicht angegriffen.

' 3* Die Revision will ein Mitverschulden des 
Klägers daraus herleiten, daß er nach seinem eige­
nen Vorbringen die aus der L^HHVstraße herankom­
menden Mopedfahrer wahrgenomraen und auch bemerkt 
hat, daß einer von ihnen trotz Zurufs nicht anhielt. 
Sie meint, es gereiche dem Kläger zum Verschulden, 
daß er darauf nicht unverzüglich reagiert und sein 
Fahrverhalten nicht der eindeutig erkennbar gewor­
denen Vorfahrtverlctzung des Beklagten angepaßt habe.

L
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Dieses Vorbringen kann der Revision nicht zum 
Erfolg verhelfen. Der Klager durfte als Vorfahrtbe­
rechtigter zunächst darauf vertrauen, daß die aus 
der I^HBI^fcotraße herankommenden Mopedfahrer sein 
Recht zur Vorfahrt beachten werden. Er durfte die 
Vorfahrt dann nicht in Anspruch nehmen, wenn beson­
dere Umstände auf eine Vorfahrtverletzung hindeu­
teten, mit anderen Worten, wenn er bei gehöriger 
Aufmerksamkeit in einem Zeitpunkt, in dem er einen 
Unfall noch verhindern konnte, erkennen mußte, daß 
einer der Wartepflichtigen das Vorfahrtrecht ver­
letzen werde (Urteile des BUH vom 2. Juni 1954 
- VI ZR 263/53 - VersR 1954, 367 = DAR 1954, 164 - 
VRS 7, 38 und vom 20. November 1962 - III ZR 155/61 
VersR 1963, 282). Zwar geht das Berufungsgericht da­
von aus, daß der Kläger den für den Beklagten be­
stimmten Halteruf gehört und auch das Niehtanhaltcn 
des Beklagten bemerkt hat. Ersichtlich hält es aber 
nicht für nachgewiesen, daß der Kläger in dem Zeit­
punkt, als die Vorfahrtverletzung erkennbar wurde, 
den Zusammenstoß noch hätte vermeiden können.. Da­
gegen ist rechtlich nichts einzuwenden, zumal hier 
bei der Prüfung, ob dem Kläger ein für den Unfall 
mitursächliches eigenes Verschulden nachzuweisen 
ist, von der für ihn günstigsten Lage, also davon 
auszugehen ist, daß die Fahrzeuge der Parteien in 
Höhe der Einmündung der h U H B s t r a ß e  und auf der 
für den Klager rechten Seite der Wersener Straße 
zuammengestoßen sind.

4. Die Abwägungsgründe des Berufungsgerichts 
(§ 17 StVG) halten ebenfalls einer rechtlichen Prü­
fung stand.
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Vergebene wendet eich die Revision gegen die 
Ansicht des Berufungsgerichts, daß den Beklagten ein 
grobes Verschulden treffe, Biese Bewertung ist auf 
Grund der Peststellung gerechtfertigt, daß der Beklag­
te im Gegensatz zu den beiden anderen Mopedfahrern 
nicht angehalten und sich auch um den Zuruf, er solle 
halten, nicht gekümmert hat.

Auch die weiteren Ausführungen, mit denen das 
Berufungsgericht im Rahnen des § 1? StVG die Unfall­
ursachen gegeneinander abwägt, geben keinen Anlaß 
zu rechtlichen Bedenken. Bas Berufungsgericht hat 
alle wesentlichen Umstände berücksichtigt. Daher ist 
das Revioionsgerieht an das Ergebnis gebunden, zu 
dem das Oberlandesgericht bei seiner Abwägung gekom­
men ist.

B« Zur Hohe des Schadens

I- Bas Berufungsgericht hat dem Kläger mit Recht 
für die Zeit vom 1» Dezember 1961 bis zum 30. April 1963 
Ersatz des Steigerungsbetrages zwischen den Bezügen ei­
nes Botriobsoberaufsehers und eines Betriebsmeisters zu- 
gebilligt. Es entnimmt den Personalakten des Klägers, 
daß dessen Beförderung zum Betriebsmeister fest vorge­
sehen war. Ferner hat es rechtsirrtumsfrei die Überzeu­
gung gewonnen, daß die Beförderung unterblieben ist, 
weil der Kläger damals infolge des Unfalls dienstunfähig 
war. Baß seine BienstunföMgkeit in der für die Beförde­
rung maßgebenden Zeit auf den Unfallverletzungen, vor 
allem auf Grund der bei dem Unfall erlittenen Kopfver­
letzung beruhte, ergibt sich zweifelsfrei.aus den ärzt­
lichen Gutachten. War die Uichtbeförderung des Klagei’s 
aber eine Folge des Unfalls, so hat der Beklagte für
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die Nachteile aufzukommen, die dem Kläger hieraus 
erwachsen sind.

II. 1. Des weiteren hat das Berufungsgericht 
den Anspruch des Klägers auf Zahlung entgangener 
Dienstbezüge für die Zeit vom 1. Mai 1963 bis 
31* Dezember 1965 (Differenz zwischen Ruhegehalt 
und vollem Gehalt eines Betriebsmeisters) dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt.

Dabei geht es auf Grund des von dem Privatdo­
zenten Dr. erstatteten Gutachtens davon aus,
daß die Kopfverletzung des Klägers nur während der 
beiden ersten Jahre - also bis April 1963 - Be­
schwerden hervorgerufen hat*.Dagegen sind die da­
nach aufgotretenen Beschwerden nicht durch den Un­
fall hervorgerufen worden, sondern ausschließlich 
der fortschreitenden Hirngefäßsklerose zur Last zu 
legen. Diese Erkrankung ist schicksalsbedingt und 
nicht auf den Unfall zurückzuführen. Sie war auch 
der Grund dafür, daß der Kläger ab 1. Mai 1963 in 
den Ruhestand versetzt wurde*

Gleichwohl hat das Berufungsgericht dem Klä­
ger für die Zeit nach Ablauf der zwei Jahre für 
einen begrenzten Zeitraum (1. Mai 1963 = Tag der 
Pensionierung bis zum 31* Dezember 1965) Ersatz 
entgangener Dienstbezüge dem Grunde nach zugebilligt. 
Zur Begründung hat es u.a. ausgeführt;

Es sei eine Folge des Unfalls, daß es schon 
zum 1. Mai 1963 möglich gewesen sei, die nicht un­
fallbedingte Dienstunfähigkeit des Klägers als Grund­
lage der Pensionierung festzustellen. Erst als der 
Kläger bei dem Unfall eine Kopfverletzung erlitten
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habe, seien ärztliche Untersuchungen und Begutach­
tungen veranlaßt worden, die zur Entdeckung der Hirn- 
arteriosklerose führten. Bis dahin sei der Kläger 
dienstfähig gewesen und habe als gesund gegolten. Es 
hätten sich bei ihm keine Beschwerden gezeigt, die 
mit einer Hirnleistungsschwäche in Zusammenhang ge­
bracht werden konnten. Daher sei ganz ungewiß, wann 
der Kläger allein wegen seines Skleroseleidens erst­
mals über Beschwerden geklagt und dienstunfähig ge­
worden wäre. Die Deutsche Bundesbahn als Dienstherrin 
dos Klägers sei also nur auf Grund der durch den Un­
fall auogolösten Feststellungen in die Lage gekommen, 
den Kläger unmittelbar im Anschluß an die zweijährige 
Rekonvaleszenzzeit nach dem Unfall wegen seiner Hirn­
sklerose in den Ruhestand zu versetzen. Daß der Klä­
ger ein vermindertes Einkommen beziehe, müsse des­
halb bis zu dem Zeitpunkt als unfallbedingt angesehen 
werden, zu dem seine Pensionierung ohne die Unfall- 
feototellungen zu erwarten gewesen wäre. Es sei an­
zunehmen, daß der Kläger wegen oeinor Hirnsklerose 
erstmals im April 1963 dienstunfähig geworden wäre, * 
weil bis dahin die Beschwerden wegen der Unfallver­
letzung als vorherrschend fostgcstellt worden seien. 
Die Zeit, die danach bis zur Pensionierung des Klägers 
vergangen wäre, sei nach § 287 ZPO auf zwei bis drei 
Jahre zu schätzen und bis zum 31« Dezember 1965 be­
messen worden.

2. Diese Beurteilung ist rechtlich nicht zu billi
gen.

Das Berufungsgericht hat den Beklagten dafür ver­
antwortlich gemacht, daß die mit dem Unfall nicht zu- 
sammo2üiängende Erkrankung des Klägers (Hirnarterioskle
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rose) infolge des Unfalls früher entdeckt wurde» als 
es sonst der Fall gewesen wäre und daß der Klager des­
halb schon ab 1. Mai 1963 wegen dieser schicksalsbe­
dingten Erkrankung in den Ruhestand versetzt wurde.

Nun ist es zwar richtig, daiß der Kläger ohne den 
Unfall zu einem späteren Zeitpunkt in den Ruhestand 
versetzt worden wäre. Daher kann nicht sv/eifeihaft 
sein, daß die unerlaubte Handlung des Beklagten eine 
conditio sine qua non für die Pensionierung zum 1. Mai 
1963 und den damit verbundenen Schaden des Klagers war. 
Sie war auch eine adäquate Bedingung für diesen Schaden, 
denn es liegt nicht außerhalb der Erfahrung, daß eine 
Kopfverletzung, wie sie der Kläger bei dem Unfall er­
litten hat, zu ärztlichen Untersuchungen und dazu führt, 
daß die Voraussetzungen für eine Pensionierung des Ver­
letzten früher entdeckt werden, als es sonst der Pall 
gewesen wäre.

Das allein kann indes in einem Falle wie dem vor­
liegenden nicht ausreichon, um die Exsatzpflicht des 
Beklagten für diesen Schaden zu bejahen. Der erkennen­
de Senat hat schon in seinem Urteil BGHZ 27, 137 im 
Anschluß an die Rechtslehre und an frühere Entschei­
dungen des Bundesgerichtshofs darauf hingewiesen, daß 
der Gesichtspunkt der adäquaten Kausalität nicht in 
allen Fällen geeignet ist, das Problem einer gerechten 
Begrenzung der Haftung in geeigneter Weise zu lösen. 
Vielmehr ist daneben auch zu fragen, ob die Tatfolge, 
für die Ersatz begehrt wird, innerhalb des Schutzbe­
reichs der verletzten Horm liegt. Diese Frage ist nicht 
nur in Fällen der Haftung aus der Verletzung eines 
Schutzgesetzes ( § 823 Abs. 2 BGB ) zu stellen (vgl.
BGHZ 12, 213, 217 und 19, 114, 126). Sie ist viel-
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mehr, wie der Bundesgerichtshof in dem schon erv/ehn- 
ten Urteil BGHZ 27, 137 entschieden hat, nicht min­
der veil Bedeutung, wenn wie hier Ersatzansprüche aus 
§ 823 Abs. 1 BG3 hergeleitet werden. Auch im nahmen 
dieser Bestimmung ist zu prüfen, ob der geltend ge­
machte Schaden innerhalb des Schutzzweekes der Vor­
schrift liegt, m.a.V/., ob es sich dabei um Folgen 
handelt, die in den Bereich der Gefahren fallen, um 
derentwillen die Rechtsnorm erlassen wurde.

Die Forderung Essers, neben der Kausalität den 
’•Reehtowiclrigkeitssusammenhang" zu prüfen, läuft im 
Ergebnis auf da3 Gleiche hinaus. Auch nach seiner 
These sollen dem Täter nur solche Folgen zugereehnet 
werden, die durch den Gebots- und Verbotszweck der 
ITorra verhindert werden sollen. Er ist ebenfalls der 
Meinung, daß die Haftungsnorm nicht alle Schadens­
folgen erfassen will, sondern nur die, welche gerade 
durch das übertroteno Verbot hintangehaltcn werden 
sollen (Esser, Schuldrecht, I960, § 61),

Hiernach sind Sinn und Tragweite der verletzten 
Horm zu untersuchen, um zu klären, ob der geltend ge­
machte Schaden durch diese Horm verhütet worden sollte, 
§ 823 Abs. 1 BGB, auf den sich der Kläger in erster 
Linie stutzt, schützt in dem hier in Betracht kommen­
den Teil die Unversehrtheit des Körpers und die Ge­
sundheit. Riese Bestimmung will durch das Verbot, die­
se Rechtsgüter anderer zu verletzen, und durch die 
Pflicht zur Y/iedergutmachung, die an die schuldhafte 
Verletzung des Körpers und der Gesundheit geknüpft 
ist, gegen die Gefahren schützen, die sich aus einer 
Verletzung dieser Rechtsgütcr ergeben.
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Wird jemand, wie im vorliegenden Palle der Klü­
ger bei einem Unfall verletzt, so kann nicht zweifel­
haft sein, daß nicht nur die Hcilungskosten, sondern 
auch der Ersatz des Verdienotausfalls, den der Ver­
letzte erleidet, weil er wegen der Unfallverletzungcn 
seinem Beruf oder seinem Erwerb nicht mehr nachgehen 
kann, innerhalb des Schutzsweckes liegen, dem § 823 
Abs» 1 BGB dient. Das Gleiche gilt für den Ausgleich 
der Nachteile, die der Verletzte dadurch erleidet, 
daß er wegen der beim Unfall erlittenen Gesundheits- 
sehäden vorzeitig in den Ruhestand versetzt wird.
All das sind Folgen der Körperverletzung, die § 823 
Abs. 1 BGB hintanhalten will. Sie fallen also in den 
Schutzbereich des Gesetzes.

Anders verhält es sich aber mit dem Schaden, des­
sen Ersatz der Kläger begehrt. Bas Verbot der Körper­
verletzung soll nicht davor schützen, daß bis dahin 
verborgen gebliebene Erkrankungen entdeckt werden und 
dann zur Pensionierung führen. Insoweit sind durch den 
Unfall keine Gefahren verwirklicht worden, die das Ge­
sotz verhüten will, Baß eine Krankheit erkannt wird, 
ist ein Geschick, das dem Menschen jederzeit wider­
fahren kann. Es gehört zu den•allgemeinen Lebensri- 
siken, fällt aber nicht in den Gefahrenbereich, den 
§ 823 Abs. 1 BGB schützen will.

Bie gleichen Erwägungen gelten, soweit § 7 StVG 
als Anspruchsgrund läge in Betracht kommt. Auch hier 
liegt die Tatfolge, für die der Kläger Ersatz begehrt, 
außerhalb des Schutzbereiches der gesetzlichen Be­
stimmung.
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Hiernach kann das angcfochtene Urteil, soweit 
es den Anspruch des Klagers auf Zahlung entgangener 
Dienstbczügc für die Zeit vom 1. Mai 1963 bis 
31« Dezember 1965 dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt, nicht bestehen bleiben.

3* Dem Kläger war für diese Zeit lediglich der 
Schadenbetrag zuzusprechen, der sich daraus ergibt, 
daß er wegen der unterbliebenen Beförderung zum Be­
triebsmeistor ein geringeres Ruhegehalt erhält. Hach 
seiner Behauptung würde er als Betriebsmeister ein um 
monatlich 26 DM höheres Dienstgehalt bezogen haben.
Daß sich die Gehaltsdifferenz bis zum 31« Dezember 1965 
verändert hätte, hat der Kläger nicht vorgetragen. Wie 
das Berufungsgericht den Personalakten des Klägers ent­
nommen hat, beträgt der für den Kläger maßgebende Ruhe- 
gehaltssatz 61 Danach wäre das Ruhegehalt des Klä­
gers bei einer Beförderung zum Betriebsmeister um 61 #  
von 26 DU = 15>66 DM höher gewesen. Pür die Zeit vom 
1. Mai 1963 bis 31« Dezember 1965 (32 Monato) ergibt 
sich somit eine Verkürzung des Ruhegehalts um 507,52 DII= 
Dieser Betrag war dem Kläger neben den vom Oberlandes- 
gericht zuerkannten 2 005,80 DM zuzusprechen.

Hinzu kommen 4 cß> Zinsen von den Zeitpunkten an, 
zu denen der Betrag von jeweils 15,86 DM von Monat zu 
Monat an den Kläger hätte gezahlt werden müssen. Da es 
sich rechtfertigen läßt, für den gesamten Betrag einen 
mittleren Zeitpunkt zu bestimmen, kann auch hier.der 
Beginn der Verzinsung auf den 19* August 1964, also 
auf den Tag festgolegt wei’den, von dem an auch der 
übrige Schadensbetrag zu verzinsen ist.
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III. Bei der Bemessung des Schmerzensgeldes hat 
das Berufungsgericht zutreffend das entscheidende Ge­
wicht auf die Höhe und das Maß der Lebensbeeinträch- 
tigung gelegt, die der Kläger durch die Unfallver­
letzungen erlitten hat (Schmerzen, Einbußen und dergl.). 
Es hat auch mit Recht das grobe Verschuld on des Beklag­
ten berücksichtigt.

Allerdings kann die Tatsache, daß der Kläger früher 
pensioniert wurde, als es sonst der Pall gewesen wäre, 
entgegen der Meinung des Berufungsgerichts nicht zugun­
sten des Klägers berücksichtigt werden. Dieser Gesichts­
punkt hat aber ersichtlich keine wesentliche Rolle ge­
spielt. Auch unabhängig von dieser Erwägung erscheint 
der Betrag von 2 000 DM, den das Berufungsgericht zuge­
billigt hat, als angemessene Vergütung für den imma- - 
teriellen Schaden des Klägers. Die Revision kann daher 
in diesem Funkte keinen Erfolg haben.

C . Zum Peststcllungsanspruch

Der Peststeilungsanspruch ist zulässig und begrün­
det, soweit der Klager ab 1. Januar 1966 eine geringere 
Pension bezieht, als er sie bei einer Beförderung zum 
Betriebsmeister erhalten hätte. Da der bisher entstan­
dene Schaden nur für die Zeit bis zum 51* Dezember 1965 
zugesprochen ist, war dem Peststellungsantrage des Klä­
gers für die spätere Zeit stattzugeben.

Dagegen entfallen die weiteren Gründe, aus denen 
das Berufungsgericht den Peststellungsantrag des Klä­
gers für berechtigt hält. Der Beklagte kann, wie schon 
dargelegt wurde, nicht dafür verantwortlich gemacht wer­
den, daß der Kläger ohne den Unfall seine Pensionierung
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bis zum 31« Dezember 1965 hätte hinausschieben 
können, so daß ihm dann mit Rücksicht auf die grös­
sere Zahl von Dienstjahron ein höheres Ruhegehalt 
zugebilligt worden wäre. Dieser Gesichtspunkt kann 
daher auch im festsustellenden Teil des Urteils 
nicht berücksichtigt werden.

D . Zur KostenentScheidung

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 91 *
92, 97 ZPO und entspricht dem Grade, in dem die 
Parteien unterlegen sind. Dabei war zu berücksich­
tigen, daß der Kläger auch mit seinem Foststel- 
lungsantrag nur teilweise Erfolg hat.

Hanebeck Dr. Bode Br* Weber

Pr. Küßgens Sonnabend
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